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Präambel
a) Der AG ist ein kommunales Verkehrsunternehmen und erbringt in der Landeshauptstadt Dresden und Umgebung selbst und durch beauftragte Verkehrsunternehmen Leistungen des straßen- und schienengebundenen öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV). 
Die Dresdner Verkehrsbetriebe AG (DVB) ist das Verkehrsunternehmen der Stadt Dresden. Mit fast 12 Linien und einem Streckennetz von über 380 km befördert die DVB täglich über eine halbe Million Menschen in der Region im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). Ein moderner Fahrzeugpark und circa 2.000 Mitarbeiter bieten den Dresdnern und Dresdnerinnen eine zuverlässige Dienstleistung. Um diese langfristig aufrechterhalten zu können, ist die regelmäßige Reparatur und Modernisierung der bestehenden Systeme erforderlich. Der Ersatz der bestehenden Türsteuergeräte für insgesamt 83 Bestandsfahrzeuge bestehend aus den Typen NGT D8 DD und NGT D12 DD dient diesem Ziel. Ziel durch die Erneuerung der Geräte ist es insbesondere Fahrzeugausfälle zu minimieren, kurze Reaktions- und Lieferzeiten sicherzustellen sowie eine langfristige Ersatzteil- und Reparaturfähigkeit für die beim AG eingesetzten Systeme zu gewährleisten.

Der Auftragnehmer ist ein am Markt etabliertes und anerkanntes Unternehmen mit nachgewiesener Expertise für die Leistung. Dieser verfügt über die erforderliche fachliche, technische und organisatorische Leistungsfähigkeit sowie langjährige Erfahrung, die eine qualitativ hochwertige und wirtschaftliche Erbringung der vertraglichen Leistung gewährleisten soll.

b) Das Vergabeverfahren wurde mit Zuschlag vom […] beendet. 

c) Die Parteien sind übereingekommen, die mit der Zuschlagserteilung vereinbarten Vertragsbedingungen in einem Vertrag zu regeln.

d) Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurde im Vertrag das generische Maskulinum gewählt. Dies bezieht sich jedoch auf sämtliche Geschlechteridentitäten.

Vor diesem Hintergrund schließen die Parteien den nachfolgenden Vertrag:


[bookmark: _Toc242102363]Vertragsgegenstand
Vertragsgegenstand ist die Entwicklung, Lieferung und Dokumentation eines vollständig funktionsgleichen Ersatz-Türsteuergerätes für das abgekündigte Türsteuergerät MT24 der Firma „Bode – Die Tür GmbH“ (Bode-Nr.: 004-0020-301), welches in den Fahrzeugserien NGT D8 DD und NGT D12 DD der Dresdner Verkehrsbetriebe eingesetzt wird. Das neue Türsteuergerät muss so ausgelegt sein, dass es ohne konstruktive, elektrische oder softwareseitige Änderungen am Fahrzeug, an der Türmechanik, am Türantrieb oder an der Fahrzeugsteuerung in die bestehende Fahrzeugarchitektur integriert werden kann. Das Türsteuergerät ist für insgesamt 83 Bestandsfahrzeuge bestehend aus den Typen NGT D8 DD und NGT D12 DD zu liefern. Weiterer Vertragsgegenstand ist die Erbringung der Ersatzversorgung für defekte Türsteuergeräte in Übereinstimmung mit der Leistungsbeschreibung (Anlage 01) sowie dieses Hauptdokuments.
Die neue Türsteuerung soll so entwickelt und gebaut sein, dass sie gemäß § 62 der BOStrab als „Bauteil gleicher Funktion und Leistung“ eingestuft werden kann und somit keine Neuzulassung (keine Inbetriebnahmegenehmigung) des Fahrzeugs oder der Fahrgasttüren/Türsteuerung durch die Technische Aufsichtsbehörde (TAB) notwendig macht. Der Auftragnehmer (AN) hat hierfür die entsprechende Erklärung sowie alle erforderlichen Nachweise, Dokumente und Gutachten bereitzustellen.
1.1 Soweit der AG die in der Leistungsbeschreibung (Anlage 01) aufgeführten optionalen Leistungen abruft, gehören diese ebenfalls zum Leistungsumfang des AN.
1.2 Der AN erbringt sämtliche Leistungen in eigener Verantwortung und unter Beachtung der geltenden rechtlichen Vorgaben.
1.3 Vertragssprache ist Deutsch. Die gesamte Kommunikation im Zusammenhang mit diesem Vertrag sowie dessen Durchführung erfolgt in deutscher Sprache. Gleiches gilt für sämtliche Leistungen, Dokumentationen und Arbeitsergebnisse des AN.
1.4 Sofern keine abweichende Vereinbarung getroffen wird, ist Dresden Erfüllungsort für die vertraglich geschuldeten Leistungen.
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Der Vertrag besteht aus diesem Hauptdokument und den in Ziffer 31 aufgeführten Anlagen. Die Anlagen sind integraler Vertragsbestandteil. Im Fall von Widersprüchen gelten die Vertragsdokumente in folgender Rangfolge:
Die Bestimmungen dieses Hauptdokuments
Das Zuschlagsschreiben des Auftraggebers
Die Leistungsbeschreibung (Anlage 01)
Preisblatt (Anlage 02)
Mängelklassifizierung und Reaktionszeiten (Anlage 03)
Vertraulichkeitsvereinbarung (Anlage 04)
Verpflichtungserklärung Nachunternehmer (Anlage 05)
Lieferantenkodex (Anlage 06)
Ansprechpartner (Anlage 07)
ISMS-Anforderungskatalog (Anlage 08)
Das Angebot des Auftragnehmers (Anlage 09)
Die AEB der DVB AG: Stand 25.11.2025 (Anlage 10)
Sonstige Vertrags- oder Geschäftsbedingungen der Parteien werden nicht Vertragsbestandteil, und zwar auch dann, wenn sich eine Partei in späterer Korrespondenz (z. B. auf Rechnungen) darauf bezieht.
Soweit die Parteien nichts anderes vereinbaren, gelten die Bestimmungen dieses Vertrages auch für Vertragsnachträge.
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Die in § 7 der Leistungsbeschreibung genannten Optionen sind nicht Bestandteil der vertraglich geschuldeten Grundleistung. Sie werden vom AN im Angebot gesondert bepreist (vgl. Anlage 02 – Preisblatt) und stehen dem AG als einseitiges Leistungsbestimmungsrecht zu.
Der AG kann jede Option innerhalb eines Zeitraums von 24 Monaten ab Vertragsschluss durch schriftliche Erklärung gegenüber dem AN ganz, teilweise oder gar nicht abrufen. Nach Ablauf dieser Frist erlischt der Anspruch auf Ausübung der jeweiligen Option, sofern nicht einvernehmlich eine Verlängerung vereinbart wird.
Mit Zugang der Abrufserklärung wird die jeweilige Option zu den im Angebot festgelegten Preisen und Bedingungen Vertragsbestandteil und unterliegt den vertraglich definierten Vorgaben zu Abnahme und/oder Freigabe. Der AN ist verpflichtet, die abgerufene Leistung zu den ursprünglich angebotenen Konditionen zu erbringen; eine nachträgliche Preisanpassung ist ausgeschlossen. Dies gilt nicht, soweit eine einvernehmliche Verlängerung des Anspruches auf Ausübung der Option gem. Ziffer 3.2 vereinbart worden ist. In diesem Fall kann für den Zeitraum nach 24 Monaten ab Vertragsschluss eine Preisanpassung gemäß der in Ziffer 11.6 geregelten Preisgleitregelung erfolgen. 
Wird eine Option nicht abgerufen, entsteht dem AN hieraus kein Anspruch auf Vergütung oder Schadensersatz.
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Vertragsphasen
Die Entwicklung und Lieferung der Türsteuergeräte wird in diesem Vertragsdokument in der Gesamtheit als Realisierungsphase bezeichnet. Während der Realisierungsphase erstellt der AN die in der Leistungsbeschreibung und den weiteren Vertragsunterlagen definierte Gesamtlösung. Die Realisierungsphase ist in verschiedene Unterphasen unterteilt, nämlich die Pflichtenheftphase, die Testphase und die Rollout-Phase. Der AN konzipiert und spezifiziert die Gesamtlösung weiter, stellt die vereinbarten Komponenten bereit und implementiert die Gesamtlösung zunächst für einen Testbetrieb mit ausgewählten Fahrzeugen. Anschließend erfolgt der Roll-Out für die gesamte Fahrzeugflotte des AG. Jede Unterphase endet mit einem Projektmeilenstein. Die Realisierungsphase endet mit der Abnahme der Leistungen der Realisierungsphase.
Die Bereitstellung von Ersatzgeräten durch den Auftragnehmer zur Sicherstellung der Betriebsbereitschaft der Anlagen des Auftraggebers im Falle eines Defekts eines Türsteuergeräts wird nachfolgend als „Servicephase“ bezeichnet. Die Servicephase umfasst die Versorgung des Auftraggebers mit Ersatzgeräten unabhängig davon, ob für das jeweils ausgefallene Türsteuergerät noch Gewährleistungsansprüche bestehen oder nicht. Der Auftragnehmer hat die Leistungen der Servicephase bis zum Ende der Vertragslaufzeit am 31.12.2045 zu erbringen.
1.5 Der Ablaufplan zu dem Projekt lässt sich dem unter § 5 benannten Fristen- und Zeitplan der Leistungsbeschreibung (Anlage 01) entnehmen. Die dort geregelten Fristen und Termine sind verbindlich und in die Feinplanung zu übertragen. Diese Feinplanung des Projektes ist durch den AN vor Maßnahmenbeginn im Rahmen der Pflichtenheftphase zu erstellen und dem AG schriftlich oder als E-Mail zu übermitteln. Die Feinplanung unterliegt der Freigabe durch den AG.
Der AN hat die Verantwortung für die Einhaltung der vereinbarten Fristen und Termine.
Anpassung der im geplanten Teilprojektablauf oder weiterer in der Feinplanung festgelegten Termine ist auf Projektleitungsebene möglich und bedarf der Textform (z. B. E-Mail-Korrespondenz oder abgestimmtes Sitzungsprotokoll). Der AG kann Anpassungen der nicht im Teilprojektablauf enthaltenen weiteren Termine und Fristen der Feinplanung verlangen, wenn ein sachlicher Grund hierfür besteht. Terminanpassungen ohne Zustimmung des AG sind nicht möglich. 
Pflichtenheftphase
Gegenstand der Pflichtenheftphase ist die Erstellung eines Pflichtenhefts durch den AN. In einem Pflichtenheft hat der AN darzulegen, wie er beabsichtigt, die in der Leistungsbeschreibung formulierten Anforderungen an die für die Gesamtlösung zu erbringenden Leistungen der Realisierungsphase im Einzelnen umzusetzen. Zum Zwecke der Vorbereitung des Pflichtenhefts werden der AG und der AN unverzüglich nach Vertragsschluss ein technisches Gespräch zur Konkretisierung der technischen Vorgaben vereinbaren und durchführen. Soweit der AN von einer Vorgabe der Leistungsbeschreibung abweichen will, hat er dies im Pflichtenheft ausdrücklich kenntlich zu machen und die alternative Ausführung zu begründen und zu erläutern. Die geplante Änderung bedarf einer gesonderten Freigabe durch den AG. Die Anpassung/Konkretisierung der bereits vereinbarten Leistungen ist keine Leistungsänderung und bedarf daher keiner gesonderten Freigabe.
Der AN hat mit der Erstellung des Pflichtenhefts unverzüglich nach Vertragsschluss zu beginnen und sich dabei eng mit dem AG abzustimmen. Insbesondere hat der AN den AG rechtzeitig über erforderliche Entscheidungen durch den AG sowie über beabsichtigte Abweichungen von den Vorgaben der Leistungsbeschreibung zu informieren.
Das abgestimmte und durch den AN unterzeichnete Pflichtenheft muss der AN dem AG gem. dem Zeitplan nach § 5 der Leistungsbeschreibung nach Vertragsschluss per E-Mail als PDF zur Freigabe vorlegen. Der AG gibt das Pflichtenheft durch seine Gegenzeichnung und Rückübersendung per E-Mail an den AN frei. Eine stillschweigende Freigabe des Pflichtenhefts ist ausgeschlossen. Gibt der AG das Pflichtenheft nicht frei, hat er dies gegenüber dem AN schriftlich zu begründen. Der AN hat die Gründe der Nichtfreigabe sodann zu beseitigen und das Pflichtenheft dem AG entsprechend der vorgenannten Bestimmungen erneut zur Freigabe vorzulegen.
Das freigegebene Pflichtenheft bildet die maßgebliche Grundlage für die geschuldete Beschaffenheit der Gesamtlösung.
Die Erstellung des Pflichtenhefts stellt eine eigenständige, geschuldete Leistungspflicht des AN dar, auf deren rechtmäßige Erfüllung der AG Anspruch hat.
Testphase
Zur Erprobung der neuen Türsteuergeräte ist eine Testphase vor Serienlieferung vorgesehen. Ein Fahrzeug des Fahrzeugtyps NGT D12 DD mit sechs Türen (5 Fahrgasttüren und 1 Fahrertür) ist hierfür mit den Pilotgeräten auszustatten. Der Einbau der Geräte erfolgt durch die Parteien gemeinsam. Die Testphase beinhaltet drei wichtige Meilensteine (Konstruktionsfreigabe, Typtest und Sicherheitsgutachten), die in der Leistungsbeschreibung (Anlage 01, § 5) genauer definiert sind. Die mit dem Angebot im Preisblatt (Anlage 02, Abschnitt 5) angegebenen Termine für diese Meilensteine sind verbindlich durch den AN einzuhalten.
Teil der Testphase ist die Erstellung eines detaillierten Prüf- und Abnahmeprotokolls durch den AN. Der AG ist in den Erstellungsprozess einzubeziehen. Das erstellte Protokoll ist ebenfalls für die im Rahmen der Rolloutphase zu verbauenden Geräte zu verwenden. 
Der AN hat das technische Personal des AG im Zuge der Testphase hinreichend zu schulen, sodass der Wechsel der übrigen Türsteuergeräte durch das Personal des AG selbst durchgeführt werden kann.
Nach Einbau der Geräte erfolgt ein Probebetrieb zum Test der Funktionen und Eigenschaften des Produktes. Mit vollständiger Erfüllung der Anforderungen des AG erfolgt eine Freigabe, damit endet diese Phase und die Serienausstattung im Rahmen der Rolloutphase kann beginnen.
Die Leistungen der Servicephase sind ab Freigabe der Testphase für die neu eingebauten Türsteuergeräte, sowohl der Test- als auch der Rolloutphase zu erbringen.
Rolloutphase
Die Rollout‑Phase setzt unmittelbar nach dem Abschluss der Testphase ein. In diesem Abschnitt werden die Fahrzeuge sukzessive mit den neuen Türsteuergeräten ausgestattet (Serienumbau). 
Der Umbau erfolgt durch das technische Personal des AG. Jährlich sollen 8 bis 10 Fahrzeuge umgebaut werden. Der AN hat die erforderlichen Geräte fristgerecht zu den vorab kommunizierten Umbauterminen bereitzustellen und den AG bei Bedarf beim Umbau zu unterstützen. Die Regelung zur Kommunikation der Umbautermine ist im Pflichtenheft zu definieren.
Die Rollout-Phase ist mit erfolgreichem Umbau und Abnahme aller Fahrzeuge abgeschlossen.
Servicephase
Während der Servicephase stellt der AN die Versorgung des AG mit erforderlichen Ersatzgeräten sicher, damit der AG langfristig die in der Präambel beschriebenen Ziele erreichen kann. Die Leistungen des AN umfassen die Lieferung eines Neugeräts. Der Ausbau und Einbau bzw. der Austausch defekter Baugruppen und Bauteile am Fahrzeug erfolgt grundsätzlich durch den AG. Der AN übernimmt keinen Austausch defekter Baugruppen unmittelbar am Fahrzeug, sofern dies nicht im Einzelfall ausdrücklich gesondert schriftlich vereinbart und beauftragt wird.
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Als Ergebnis der Realisierungsphase schuldet der AN eine den vereinbarten Leistungsanforderungen des AG und den einschlägigen rechtlichen Bestimmungen sowie dem anerkannten Stand von Wissenschaft und Technik entsprechende Gesamtlösung innerhalb der vereinbarten Termine und Fristen.
Der AN hat die vom AG übermittelten Leistungsanforderungen, Unterlagen sowie sonstigen Vorgaben zum Leistungsgegenstand darauf zu überprüfen, ob diese fehlerfrei, ausführbar, vollständig und konsistent sind. Vollständig sind die Unterlagen dann, wenn sie in der geforderten Menge und Qualität ohne Lücken oder fehlende Bestandteile vorliegen. Konsistenz bedeutet, dass die Inhalte stimmig, widerspruchsfrei und einheitlich sind. Die Unterlagen müssen einheitlichen Standards entsprechen, nachvollziehbar sein und dürfen keine Widersprüche enthalten.
Stellt der AN fest oder erkennt er aufgrund seiner fachlichen Expertise, dass die Leistungsanforderungen, Unterlagen oder sonstigen Vorgaben des AG in nicht unerheblichem Umfang fehlerhaft, unvollständig, widersprüchlich, objektiv nicht umsetzbar oder nicht vertragskonform sind, ist er verpflichtet, den AG hierüber unverzüglich schriftlich oder in Textform zu informieren. Eine Leistung gilt als objektiv nicht ausführbar, wenn sie nicht nur vom AN, sondern allgemein von niemandem erbracht werden kann. 
1.6 Der AN hat bei der Leistungsausführung die geltenden betrieblichen Vorschriften des AG (bspw. Arbeitssicherheits- und Gesundheitsschutzvorschriften, Sicherheitsvorschriften und Besonderheiten der jeweiligen Standorte des AG) einzuhalten. Vor Beginn der Leistung erfolgt eine dokumentierte Belehrung des Beauftragten des AN durch den Beauftragten des AG.
1.7 Ergänzend zu Ziffer 5.3 sind sämtliche Mitarbeitenden des AN, die einen Betriebshof des AG zur Leistungserbringung betreten, vorab durch den AG einzuweisen und zu den zu beachtenden Vorschriften zu belehren. Mitarbeitende, die diese Unterweisung noch nicht erhalten haben, sind dem AG spätestens zwei Wochen vor ihrem geplanten Ersteinsatz anzuzeigen. Der AG unterbreitet daraufhin geeignete Terminvorschläge für die Durchführung der Unterweisung. Kann kein rechtzeitiger Termin vereinbart werden, ist ein Einsatz des betreffenden Mitarbeitenden ausgeschlossen. In diesem Fall hat der AN sicherzustellen, dass ein bereits geschulter Mitarbeitender zur Verfügung steht.
Der AN darf nur Baugruppen, Bauteile, Hard- oder Software einsetzen oder liefern, die dem Stand der Technik entsprechen und die Funktion, Sicherheit, Zulassung und Kompatibilität der Fahrzeuge und Systeme nicht beeinträchtigen. Hierbei sind die Bestimmungen der Leistungsbeschreibung insbesondere zu beachten. Technische Änderungen bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des AG.
Für seine Leistungen ist der AN zur Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen und behördlichen Vorgaben verpflichtet. Sollte der AG eine Anforderung stellen, welche diesen Vorgaben widerspricht, hat der AN den AG unverzüglich und schriftlich darüber zu informieren.
Der AN hat sicherzustellen, dass dem AG das für Nutzung, Administration, Wartung und Pflege der Gesamtlösung erforderliche Wissen vermittelt wird. Hierzu gehört insbesondere die Durchführung der vereinbarten Schulungen.
Der AN ist zur Einhaltung des Lieferantenkodex (Code of Conduct) verpflichtet, welcher diesem Vertrag als Anlage 06 angefügt ist. 
Erkennt der AN, dass vereinbarte Fristen oder Termine voraussichtlich nicht eingehalten werden können, ist er verpflichtet, den AG hierüber unverzüglich schriftlich oder in Textform zu unterrichten. Die Mitteilung hat die erkennbaren Ursachen der Verzögerung sowie deren voraussichtliche Dauer zu enthalten.
Der AN darf Beistellungen und sonstige Materialien des AG ausschließlich zur Durchführung des Vertrags nutzen. Dabei sind die vom AG mitgeteilten Nutzungsbeschränkungen zwingend zu beachten.
Soweit der AG verpflichtet ist, für die Nutzung der Leistungen des AN behördliche Zulassungen, Freigaben oder Genehmigungen (z. B. Betriebsgenehmigungen für geänderte Fahrzeuge) einzuholen, hat der AN den AG hierbei in angemessenem Umfang zu unterstützen. Insbesondere hat der AN die für seine Leistungen erforderlichen Dokumentationen, Zertifikate, Prüfnachweise sowie sonstigen Unterlagen bereitzustellen oder zu erstellen, die zur Erlangung der jeweiligen behördlichen Zulassung oder Genehmigung benötigt werden. Darüber hinaus unterstützt der AN den AG bei der Erstellung entsprechender Anträge sowie bei der Kommunikation mit den zuständigen Behörden.
Der AN hat sicherzustellen, dass von ihm zu liefernde oder zu implementierende Software vor der Lieferung bzw. Implementierung mittels aktueller Virenschutzprogramme auf Schadsoftware überprüft wird. Es darf ausschließlich Software bereitgestellt und implementiert werden, die frei von Schadsoftware ist.
Der AN ist verpflichtet, mit sonstigen Dienstleistern und Vertragspartnern des AG, deren Leistungen oder Tätigkeiten Einfluss auf die eigene Leistungserbringung haben, kooperativ und vertrauensvoll zusammenzuarbeiten. Dies gilt insbesondere für erforderliche Abstimmungen, etwa in Bezug auf Schnittstellen oder Terminplanungen.
Dokumentation
Der AN stellt dem AG alle für Betrieb, Einbau, Ausbau, Wartung, Reparatur, Prüfung und Ersatzteilversorgung notwendigen Unterlagen zur Verfügung. Die Unterlagen sind dem AG grundsätzlich in digitaler, durchsuchbarer PDF-Version bereitzustellen. Auf Anforderung des AG sind verfügbare, bearbeitbare Ursprungsformate, Stücklisten, Zeichnungen oder weitere technische Nachweise zur Verfügung zu stellen, soweit diese für die Nutzung und Pflege der Gesamtlösung erforderlich sind.
Dazu gehören insbesondere:
· technische Beschreibungen (Funktionsbeschreibungen)
· Ersatzteillisten
· Schnittstellenbeschreibungen
· Einbau- und Ausbauanweisungen
· Prüf- und Instandsetzungsanweisungen
· Wartungs- und Servicedokumentationen
· Softwarestände, sofern zutreffend
· Obsoleszenz- und Änderungshinweise
· Konformitäts- und Prüfnachweise, sofern erforderlich
Alle Unterlagen müssen eindeutig der jeweiligen Baugruppe, dem jeweiligen Bauteil oder dem jeweiligen System zugeordnet sein. Änderungen an Dokumentationen sind dem AG unaufgefordert in aktueller Fassung bereitzustellen.
Der AN unterstützt den AG bei Bedarf durch technische Hinweise, Einbauanweisungen, Prüfvorgaben, Fehleranalysen oder sonstige fachliche Unterstützung.
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Der AN verpflichtet sich bis zum 31.12.2045 zur Versorgung des AG mit sämtlichen für die Fahrzeuge erforderlichen Türsteuergeräten im Fall eines Ausfalls eines bereits verbauten Gerätes (nachfolgend „Ersatzgeräte“ genannt). 
Der AN richtet zu Beginn der Servicephase auf eigene Kosten und Gefahr an einem eigenen geeigneten Standort ein Lager ein, um eine schnelle Versorgung des AG mit Ersatzgeräten sicherzustellen. In dem Lager hält der AN die Sachen stets in ausreichendem Umfang vor, um im Rahmen der Servicephase geschuldete Gewährleistung zeitnah und innerhalb der vereinbarten Service Level gem. Anlage 03 erbringen zu können und Nachkäufe des AG erfüllen zu können. Die eingelagerten Sachen bleiben bis zum Verbrauch im Eigentum des AN und der AN ist für die ordnungsgemäße Einlagerung, Verwahrung, Versicherung und sonstige Maßnahmen zum Schutz der eingelagerten Sachen verantwortlich. Der Eigentumsübergang und die Einräumung von Nutzungsrechten an den eingelagerten Sachen richten sich nach Ziffer 13 des Vertrags. Der AG hat hinsichtlich der eingelagerten Sachen keine Prüf-, Rüge- und Kontrollpflichten. Etwaige Prüf-Rüge- oder Abnahmepflichten des AG im Rahmen der Auslieferung der eingelagerten Sachen an den AG richten sich nach den entsprechenden Bestimmungen dieses Vertrags. Bei Vertragsende noch im Lager befindliche eingelagerte Ware verbleibt beim AN und wird vom AG nicht vergütet. 
Die Bereitstellung von Ersatzgeräten für während der Gewährleistungszeit ausgefallene Türsteuergeräte richtet sich nach Anlage 03 dieses Vertrages. Für Türsteuergeräte, die nach Ablauf der Gewährleistungszeit ausfallen, hat der Auftragnehmer innerhalb von 10 Werktagen nach Zugang der Bestellung des Auftraggebers ein Ersatzgerät zu liefern.
Eine Abkündigung, d. h. die Einstellung des weiteren Vertriebs von Produkten oder Produktbestandteilen hat der AN dem AG mit einem Vorlauf von mindestens sechs (6) Monaten schriftlich anzukündigen (Abkündigungsmitteilung). Die Verpflichtung zur Erbringung von Serviceleistungen gilt auch für abgekündigte Produkte und Produktbestandteile. Der AN ist jedoch berechtigt, nach Abkündigung des betroffenen Produkts oder Produktbestandteils ohne Mehrkosten für den AG ein kompatibles Nachfolgemodell zu liefern.
Der AN hat sicherzustellen, dass durch Produktabkündigungen, Lieferkettenänderungen oder technische Weiterentwicklungen keine Einschränkung der Betriebsfähigkeit der Fahrzeuge entsteht.
1.8 Die Vergütung für Ersatzgeräte bestimmt sich nach dem im Preisblatt (Anlage 02) festgelegten Preis. 
[bookmark: _Toc242102369]Nachunternehmer
Der AN trägt für sämtliche von ihm geschuldeten vertraglichen Leistungen gegenüber dem AG die Alleinverantwortung.
Die Beauftragung von Nachunternehmern (einschließlich freier Mitarbeitender) ist ausschließlich im Rahmen der Bestimmungen dieser Ziffer zulässig. Für deren Leistungen steht der AN in gleichem Umfang ein wie für eigene Leistungen. Der AG erteilt bereits jetzt die Zustimmung zum Einsatz derjenigen Nachunternehmer, die in Anlage 05 unter Angabe von Name, Anschrift und Einsatzbereich konkret benannt sind, beschränkt auf die dort vorgesehenen Tätigkeitsbereiche.
Die Hinzuziehung weiterer Nachunternehmer setzt die vorherige schriftliche Zustimmung des AG voraus. Der AG ist berechtigt, diese Zustimmung aus sachlich gerechtfertigten Gründen zu versagen. Ein solcher Grund liegt insbesondere vor, wenn Zweifel an der fachlichen oder wirtschaftlichen Eignung des Nachunternehmers bestehen oder wenn die Einhaltung vertraglicher Anforderungen, etwa in den Bereichen Vertraulichkeit, Datenschutz oder Compliance, nicht gewährleistet erscheint. Gleiches gilt bei Vorliegen von Umständen, die gemäß §§ 123, 124 GWB einen Ausschluss im Vergabeverfahren rechtfertigen würden. Der AN hat dem AG sämtliche zur Prüfung erforderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen, insbesondere Namen und Anschrift des vorgesehenen Nachunternehmers sowie dessen vorgesehenen Aufgabenbereich.
Erlangt der AG nachträglich Kenntnis von einem Umstand, der eine Versagung der Zustimmung gemäß Ziffer 7.2 gerechtfertigt hätte, ist er berechtigt, die erteilte Zustimmung mit Wirkung für die Zukunft zurückzunehmen. Gleiches gilt, wenn in der Person oder im Verhalten des Nachunternehmers ein wichtiger Grund vorliegt, der den AG zur außerordentlichen Kündigung berechtigen würde. In einem solchen Fall ist dem AN eine angemessene Frist zur Umstellung einzuräumen, die bis zu sechs (6) Monate betragen kann.
Eine Weiterbeauftragung von Subunternehmern durch einen Nachunternehmer ist ausgeschlossen. Dies gilt ausdrücklich auch für mit dem Nachunternehmer verbundene Unternehmen.
Der AN hat sicherzustellen, dass sämtliche für den jeweiligen Einsatzbereich relevanten vertraglichen Pflichten auch gegenüber den eingesetzten Nachunternehmern wirksam vereinbart werden. Dies umfasst insbesondere die Verpflichtung zur Durchführung von Einweisungen gemäß Ziffer 5.3 dieses Vertrags. Darüber hinaus hat der AN dafür Sorge zu tragen, dass der AG sowie sonstige nach diesem Vertrag berechtigte Stellen ihre Kontroll- und Prüfungsrechte uneingeschränkt auch gegenüber den Nachunternehmern ausüben können.
Abweichend von den in Ziffer 10 des Vertrags festgelegten Anforderungen sind Nachunternehmer mit weniger als 50 Beschäftigten nicht verpflichtet, über eine Zertifizierung nach DIN EN ISO 9001 oder ein gleichwertiges System, eine Zertifizierung nach ISO 45001 sowie eine Zertifizierung nach DIN EN ISO 14001 zu verfügen. Es genügt, wenn diese Nachunternehmer nachweislich angemessene Standards einhalten, die sich inhaltlich an den Anforderungen der genannten Normen orientieren.
2. [bookmark: _Toc238140661][bookmark: _Toc242102370]Personal des Auftragnehmers
2.1 Der AN ist verpflichtet, seine Leistungen mit angemessen qualifiziertem und erfahrenem Personal zu erbringen. Der AN soll nach Möglichkeit für Kontinuität des verantwortlichen Personals und der benannten Ansprechpartner sorgen.
2.2 Der AG kann aus begründetem Anlass den Austausch von Personal des AN verlangen, z. B. wenn eine Person nach Auffassung des AG die vertrauensvolle Zusammenarbeit beeinträchtigt oder sich pflichtwidrig verhält. Die Parteien werden versuchen, eine gütliche Einigung zu finden. Einarbeitungskosten gehen zu Lasten des AN. Im Fall eines berechtigten Austauschverlangens trägt der AN die Kosten der Einarbeitung einer neuen Person.
3. [bookmark: _Toc238140659][bookmark: _Toc242102371][bookmark: _Toc226114417]Ansprechpartner 
3.1 Alle Mitteilungen im Rahmen des Projekts und des Vertrages haben zwingend an die in der Anlage 07 „Ansprechpartner“ benannten Ansprechpartner der Parteien zu erfolgen. Mitteilungen an andere Personen gelten – soweit sie nicht zeitgleich den Ansprechpartnern zugehen – als nicht erfolgt. Änderungen bezüglich der Ansprechpartner und etwaige Vertretungsregelungen der Parteien finden sich in der Anlage 07 wieder. Über Veränderungen in den Personen der Ansprechpartner haben die Parteien sich unverzüglich unter Nennung der neuen Ansprechpartner zu informieren. Wechsel in der Projektleitung des AN, die zu Verzögerungen führen, gehen zu dessen Lasten.
3.2 AN und AG haben dafür Sorge zu tragen, die richtigen Ansprechpartner zu benennen und zu pflegen.
[bookmark: _Toc242102372]Qualitätsmanagement, Informationssicherheit, CRA und KRITIS
Der AN hält für die Dauer der Vertragslaufzeit ein zertifiziertes Qualitätsmanagementsystem vor, das den jeweils aktuellen Anforderungen der DIN EN ISO 9001 entspricht oder ein gleichwertiges, anerkanntes System darstellt.
Die Qualitätssicherung erfolgt durch den AN auf Basis standardisierter Prüfpläne, Prüfspezifikationen und Prüfanweisungen; die Durchführung ist dabei einheitlich und nachvollziehbar zu dokumentieren.
Während der Vertragslaufzeit hat der AN zudem ein zertifiziertes Managementsystem für Sicherheit und Gesundheit zu betreiben, das durch eine unabhängige, anerkannte Zertifizierungsstelle nach ISO 45001 oder einem gleichwertigen Standard zertifiziert ist und einen definierten Geltungsbereich umfasst. Der AG kann jederzeit einen Nachweis über das Bestehen einer gültigen Zertifizierung verlangen.
Ferner ist der AN verpflichtet, ein zertifiziertes Umweltmanagementsystem zu betreiben, das den Anforderungen der DIN EN ISO 14001 oder eines vergleichbaren Standards entspricht. Ein entsprechender Nachweis ist dem AG auf Verlangen vorzulegen. 
Soweit die vertragsgegenständlichen Baugruppen, Bauteile oder Softwarekomponenten digitale Komponenten, Diagnosefunktionen, Schnittstellen oder netzwerkfähige Dienste beinhalten, hat der AN die Anforderungen des Cyber Resilience Act (CRA), Verordnung (EU) 2024/2847, während der gesamten Vertragslaufzeit einzuhalten. Dies umfasst insbesondere die Bereitstellung von Sicherheitsupdates, die unverzügliche Meldung aktiv ausgenutzter Schwachstellen und schwerwiegender Sicherheitsvorfälle sowie die Fortführung der Update-Versorgung für die Vertragslaufzeit.
Der AN stellt dem AG auf Anforderung eine KRITIS-relevante Bewertung gemäß § 3 der Leistungsbeschreibung zur Verfügung und aktualisiert diese bei wesentlichen Änderungen an Diagnosefunktionen, Schnittstellen oder Softwareupdates.
Werden im Rahmen dieses Vertrages webbasierte Diagnosefunktionen, Fernzugriffe, cloudbasierte Dienste oder vergleichbare digitale Servicefunktionen genutzt, sind diese vorab durch den AG schriftlich freizugeben. Der AN stellt insbesondere Zugriffsrechte, Authentifizierung, Protokollierung, Datenhaltung, Updateprozesse und Patchmanagement dar und gewährleistet die Trennung von Fahrzeug-, Betreiber- und Servicedaten.
Sicherheitsrelevante Updates und Patches sind dem AG unverzüglich anzukündigen und dürfen nur nach vorheriger Abstimmung eingespielt werden, soweit sie Funktion, Sicherheit oder Zulassung der Fahrzeuge berühren können (vgl. Ziffer 19).
Der AN verpflichtet sich, mindestens die DVB-Anforderungen zu ISMS gemäß Anlage 08 zu diesem Vertrag einzuhalten. Von ihm getroffene Sicherheitsmaßnahmen hat der AN angemessen zu dokumentieren und dem AG auf Anforderung nachzuweisen. Er stellt außerdem sicher, dass sein Personal regelmäßig hinsichtlich der Risiken im Bereich Cybersicherheit und Vermeidung/Abwehr derartiger Risiken geschult wird.
Der AN unterstützt außerdem den AG bei der Erfüllung der für die kritische Infrastruktur des AG geltenden rechtlichen Anforderungen. Dies umfasst auch die Zusammenarbeit mit zuständigen Behörden, die umgehende Meldung von Sicherheitsvorfällen, die zu einer Beeinträchtigung der Verfügbarkeit, Integrität, Authentizität und Vertraulichkeit der für die Funktionsfähigkeit der betriebenen kritischen Infrastrukturen und maßgeblichen Prozesse des AG führen können, die Unterstützung des AG bei der Erfüllung von dessen Meldepflichten gegenüber dem BSI und anderen zuständigen Behörden und die Teilnahme an vom AG gewünschten Informationsaustauschen. 
Die Anforderungen an den Schutz kritischer Infrastruktur, ISMS und sonstige Sicherheits-maßnahmen werden sich während der Laufzeit des Vertrags ändern und die technischen Möglichkeiten werden sich weiterentwickeln. Der AG kann vom AN die Einhaltung angemessener geänderter Anforderungen ohne zusätzliche Vergütung verlangen.
[bookmark: _Toc234996904][bookmark: _Toc242102373]Vergütung
[bookmark: _Ref209198015]Die Vergütung für die vertraglich geschuldeten Leistungen bestimmt sich nach den im Preisblatt (Anlage 02) festgelegten Preisen. Diese Preise verstehen sich als Gesamtpreise und umfassen sämtliche Nebenleistungen sowie die Einräumung aller nach diesem Vertrag erforderlichen Nutzungsrechte an Arbeitsergebnissen und Leistungen, einschließlich der notwendigen Lizenzen des AN und Dritter.
Ergänzende Einzelheiten zu den Preisen sind ebenfalls im Preisblatt (Anlage 02) geregelt. Die vereinbarte Vergütung versteht sich zuzüglich der jeweils zum Zeitpunkt der Leistungserbringung geltenden Umsatzsteuer. Rechnungsempfänger für die beauftragten Leistungen ist der AG.
Mit den im Preisblatt (Anlage 02) aufgeführten Preisen sind sämtliche Aufwendungen des AN für die vertragsgemäße Erbringung der Lieferungen und Leistungen abgegolten. Dies umfasst insbesondere auch Kosten für Verpackung sowie Transport einschließlich etwaiger Versicherungen.
Soweit eine Abrechnung nach Aufwand erfolgt, wird die Vergütung auf Basis tatsächlich geleisteter Stunden berechnet. Dabei wird höchstens ein Personentag pro eingesetzter Person vergütet. Angefangene Stunden werden anteilig berücksichtigt, Pausenzeiten sind nicht vergütungsfähig.
Leistungen der Realisierungsphase werden abgerechnet und vergütet sobald diese erbracht sind. Eine Leistung gilt als erbracht, wenn für diese die jeweilige Freigabe, bzw. im Fall der Türsteuergeräte die Abnahme durch den AG erteilt worden ist. Abweichend hiervon erfolgt die Abrechnung der Leistungen gem. Abschnitt 2 des Preisblattes (Anlage 02) nach den Bestimmungen von Ziffer 12.3.
Leistungen der Servicephase für den Austausch defekter Türsteuergeräte nach Ablauf der Gewährleistungsfrist sind nach Anfall zu bezahlen. 
Preisgleitregelung
Für zu verbauende Türsteuergeräte kann jede Vertragspartei erstmals nach Ablauf von 36 Monaten ab Vertragsschluss dieses Vertrags und anschließend jeweils einmal jährlich eine Anpassung der Vergütung verlangen, sofern sich der maßgebliche Preisindex gegenüber dem für das Vorjahr maßgeblichen Indexwert verändert hat. Die Preisanpassung hat die Partei, die sie beansprucht, gegenüber der anderen Partei schriftlich (Textform ist ausreichend) anzukündigen. Die Preisänderung wird drei (3) Monate nach der Ankündigung wirksam.
Die Preisanpassung wird anhand des Erzeugerpreisindexes des Statistischen Bundesamts (Destatis) ermittelt. Dabei gilt:
(i) Anpassung der Kosten für Türsteuergeräte:
Für die Neubeschaffung von Hardware (einschließlich Ersatzteilen) erfolgt die Anpassung auf Basis des vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Erzeugerpreisindexes für gewerbliche Produkte, Code: 61241-0005, auf Basis des Indexes GP19-26: Datenverarbeitungsgeräte, elektrische und optische Erzeugnisse.
Die Preisanpassung erfolgt auf Basis der Veränderung des jeweiligen Indexes im Vergleich zum Vorjahr. Maßgeblich ist der Durchschnitt der Indexwerte des Vorjahres im Vergleich zum Durchschnitt der Indexwerte des davorliegenden Jahres.
Es gilt folgende Formel: 
 
 = neuer Preis 
 = bisheriger Preis
 = Index aus dem Vorjahr des aktuellen Jahres
 = Index aus dem Vorjahr von 
Die Preisanpassung darf maximal 5 % der zum Zeitpunkt der Ankündigung der Preisanpassung geltenden Vergütung betragen. 
Sollte der Index nicht mehr veröffentlicht werden, wird ein möglichst vergleichbarer Index herangezogen. Gibt es einen Nachfolgeindex, sollte dieser herangezogen werden. Die Parteien sollen sich über den dann anwendbaren Index einigen. Kommt innerhalb von sechs (6) Monaten nach dem Vorschlag einer Partei für den Ersatz des weggefallenen Indexes keine Einigung zustande, dann kann der AG einen Index nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) bestimmen. 
[bookmark: _Toc234996905][bookmark: _Toc242102374]Zahlungsbedingungen
[bookmark: _Ref207029892][bookmark: _Ref207031915]Voraussetzung für die Zahlung ist sowohl die vertragsgemäße Erbringung der jeweiligen Leistung durch den AN als auch die Vorlage einer ordnungsgemäßen, prüffähigen Rechnung, die den Anforderungen des § 14 UStG entspricht.
Für vergütungsfähige Leistungen stellt der AN jeweils zum Eintreten der Vergütungsfähigkeit eine Rechnung. Etwaige Abzüge, insbesondere aufgrund von Vertragsstrafen wegen Verzugs, sind in der jeweiligen Rechnung zu berücksichtigen und gesondert auszuweisen. 
Die Vergütung der Leistungen gemäß Abschnitt 2 der Anlage 02 (Preisblatt) wird nach Vertragsschluss als Vorauszahlung geleistet. Voraussetzung für die Rechnungsstellung durch den Auftragnehmer ist die Vorlage einer Vorauszahlungsbürgschaft gemäß Ziffer 27.1. 
Die Bezahlung von Rechnungen erfolgt innerhalb 30 Tagen netto nach Rechnungseingang.
Die Abrechnung hat in nachvollziehbarer und prüfbarer Form zu erfolgen. Hierzu sind die Rechnungen übersichtlich zu gestalten, die vorgegebenen Bezeichnungen zu verwenden und Art sowie Umfang der erbrachten Leistungen durch geeignete, allgemein übliche Nachweise zu belegen. Vergütungen für Änderungen oder Erweiterungen sind unter Bezugnahme auf die entsprechenden Vereinbarungen gesondert auszuweisen oder eindeutig kenntlich zu machen.
Der AN hat Rechnungen elektronisch, ausschließlich über einen der genannten Übermittlungswege, entweder
in einem maschinenlesbaren PDF-Format an invoices@dvbag.de - oder
über das Lieferantenportal - Coupa Supplier Portal (CSP) - oder
in den Formaten XRechnung und ZUGFeRD entsprechend der DIN-Norm EN 16931 über das TRAFFIQX®- oder Peppol-Netzwerk an die Leitweg-ID 14612000-AE01-68 übermittelt einzureichen.
Der AG beabsichtigt, sein Rechnungswesen zur Umsetzung der gesetzlichen Anforderungen an den Empfang elektronischer Rechnungen gemäß § 14 UStG i. V. m. § 27 Abs. 38 UStG umzustellen. Der AN verpflichtet sich, spätestens ab dem 01.01.2027 Rechnungen in den in Ziffer 12.6.3 genannten Formaten (XRechnung oder ZUGFeRD gemäß DIN EN 16931) über die dort bezeichneten Übermittlungswege erstellen und übermitteln zu können. Der AG ist berechtigt, ab dem 01.01.2027 die Entgegennahme von Rechnungen auf die in Ziffer 12.6.3 genannten Formate und Übermittlungswege zu beschränken. Der AN hat ab dem Zeitpunkt einer entsprechenden Mitteilung des AG Rechnungen ausschließlich in dieser Form einzureichen.
Der AG ist berechtigt, Rechnungen zurückzuweisen, sofern diese nicht der vorgegebenen Form entsprechen oder von den vereinbarten Konditionen abweichen.
Die Zahlung von Rechnungen gilt nicht als Anerkennung von abweichenden Konditionen, Preisen oder der Qualität der Leistung.
Eine Aufrechnung durch den AN mit Forderungen, die vom AG bestritten oder nicht rechtskräftig festgestellt worden sind, ist ausgeschlossen.
4. [bookmark: _Toc242102375]Rechteeinräumung (Eigentumsrechte an dem Vertragsgegenstand)
4.1 Der AN überträgt das Eigentum an Lieferungen und/oder erbrachten Leistungen erst mit der Endabnahme der betreffenden Leistung auf den AG, soweit nicht bereits zu einem früheren Zeitpunkt ein gesetzlicher Eigentumsübergang (§§ 946 f. BGB) erfolgt ist. Ist keine Abnahme vorgesehen erfolgt der Eigentumsübergang für die betroffene Leistung mit Übergabe an den AG.
4.2 Jeder verlängerte oder erweiterte Eigentumsvorbehalt des AN ist ausgeschlossen.
[bookmark: _Toc242102376]Verfügbarkeit und Vertragsstrafe
4.3 Der AN hat die Leistungen der Realisierungsphase entsprechend den Vorgaben der Feinplanung termingerecht zu erbringen. Für die Leistungen der Servicephase hat er die in Anlage 03 festgelegten Reaktionszeiten einzuhalten und die geschuldeten Leistungen fristgerecht zu erbringen. 
Vertragsstrafe
Der AG ist berechtigt eine Vertragsstrafe zu verlangen, wenn der AN jeweils die in Abschnitt 5 des Preisblatts (Anlage 02) angegebenen Meilensteintermine der Testphase für Konstruktionsfreigabe, Typtest und Sicherheitsgutachten nicht einhält. Der AG hat das Recht für jeden abgeschlossenen Kalendertag der Verzögerung eine Vertragsstrafe in Form von 0,5 Prozent der Nettoauftragssumme für die betroffene Leistung zu verlangen. 
Der AG ist berechtigt eine Vertragsstrafe zu verlangen, wenn der AN die Türsteuergeräte zu den verbindlich festgelegten Umbauterminen der Roll-Out-Phase nicht bereitstellt. Der AG hat das Recht für jeden abgeschlossenen Kalendertag der Verzögerung eine Vertragsstrafe in Form von 0,5 Prozent der Nettoauftragssumme für die betroffene Leistung zu verlangen. 
Die Nettoauftragssumme entspricht dem mit Zuschlag erteilten Nettoangebotspreis des AN einschließlich aller Optionsleistungen. Nachträgliche Änderungen des Auftrags- oder Angebotswertes bleiben ungeachtet ihres Grundes bei der Ermittlung der Berechnungsgrundlage außer Betracht.
Die Summe aller Vertragsstrafen aufgrund von Verzug darf die Summe von 5 Prozent des Gesamtauftragswerts nicht übersteigen.
Weitergehende Rechte des AG im Falle des Verzugs bleiben unberührt. Eine Anrechnung der Vertragsstrafe auf Schadensersatzansprüche erfolgt ausschließlich im Hinblick auf solche Schadensersatzansprüche, die auf dem Verzug beruhen.
Die Vertragsstrafenregelungen behalten auch bei einer einvernehmlichen Änderung der mit Vertragsstrafen belegten Leistungstermine ihre Gültigkeit. Eine nachträgliche Anpassung von Terminen berührt bereits entstandene Vertragsstrafenansprüche des AG nicht, sofern die Terminverschiebung auf Verzug oder eine sonstige Pflichtverletzung des AN zurückgeht.
Der AG kann die Vertragsstrafe auch dann geltend machen, wenn er sich das Recht hierzu bei Entgegennahme der verspäteten Leistung nicht ausdrücklich vorbehalten hat, sofern die Geltendmachung innerhalb von zwölf Monaten nach der jeweiligen Fristüberschreitung erfolgt.
[bookmark: _Toc242102377]Abnahme und Freigaberegelung
Freigabe von Leistungen der Realisierungsphase
Sämtliche Leistungen der Realisierungsphase, mit Ausnahme der Bereitstellung der Türsteuergeräte selbst bedürfen einer Freigabe durch den AG. Die Freigabe erfolgt jeweils nach Abschluss der entsprechenden Teilleistung. 
Die Freigabe ist durch den AG förmlich schriftlich zu erklären, sofern im Rahmen einer vorherigen Prüfung unter Beteiligung beider Parteien festgestellt wurde, dass die Teilleistung den vertraglichen Anforderungen entspricht und frei von Mängeln ist. Sofern für den Einsatz der Leistungen im Produktivbetrieb behördliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder Zertifizierungen erforderlich sind, setzt die Freigabefähigkeit ebenfalls deren uneingeschränkte Erteilung voraus. Eine Freigabe ohne entsprechende förmlich schriftliche Erklärung des AG ist ausgeschlossen.
Sofern für die Kommunikation oder Vorgangsbearbeitung ein elektronisches System oder Onlineportal des AG genutzt wird, gilt die Freigabe als erteilt, sobald der AG den betreffenden Vorgang im System als abgeschlossen, freigegeben oder vergleichbar gekennzeichnet hat oder dem AN zumindest in Textform die entsprechende Freigabe mitteilt.
Eine Verweigerung der Freigabe ist bei Vorliegen lediglich leichter Mängel im Sinne der Anlage 03 unzulässig. Überschreitet die Anzahl der offenen leichten Mängel jedoch den Wert 5, gelten diese als betriebsbehindernd. In diesem Fall ist der AG berechtigt, die Freigabe zu verweigern, bis die Anzahl der verbleibenden leichten Mängel auf höchstens 5 reduziert ist.
Die Freigabe stellt keine Abnahme dar. Insbesondere führt sie weder zu einer Umkehr der Beweislast noch zur Fälligkeit einer Schlusszahlung. Die Freigabe dient ausschließlich der Dokumentation des Projektfortschritts sowie als Grundlage für etwaige Abschlagszahlungen.
Werksabnahme von Leistungen der Realisierungsphase
Der Lieferung aller Türsteuergeräte (sowohl der Test- als auch der Rolloutphase) gehen Prüfungen im Werk des AN voraus. Diese gelten auch dann, wenn sie nachfolgend als "Abnahme" bezeichnet sind (z.B. "Werksabnahme"), nicht als Abnahme im rechtsgeschäftlichen Sinne. Diese erfolgt unter den in Ziffer 15.3 genannten Voraussetzungen. Der AN hat sicherzustellen, dass die Türsteuergeräte den erforderlichen Komplettierungsgrad aufweisen. 
Im Rahmen der Werksabnahme ist durch den AN ein Prüfprotokoll mit den Ergebnissen der Werksabnahme dem AG unmittelbar nach Werksabnahme zuzuleiten. Der erfolgreiche Abschluss der Werksabnahme mündet in die Freigabe zur Lieferung an den AG. Sie ist damit eine Voraussetzung für die rechtsgeschäftliche Abnahme, stellt diese aber nicht - auch nicht teilweise - dar. Die Mitteilung über die anstehende Werksabnahme hat dabei mindestens vierzehn (14) Kalendertage im Voraus zu erfolgen, wobei die Werksabnahme mindestens fünf (5) Werktage vor dem Liefertermin zu erfolgen hat. Die Freigabe zur Lieferung kann verweigert werden, wenn Mängel vorliegen oder die notwendigen Unterlagen fehlen oder unvollständig sind, es sei denn, die Mängel sind leichte Mängel gem. Mängelklassifikation (Anlage 03) und überschreiten die Anzahl (5) nicht oder die fehlenden Unterlagen hindern den AG nicht an der Prüfung des Ergebnisses der Werksabnahme.
4.3.1 Bei Prüfungen gemäß dieser Ziffer 15.2 durch den AG festgestellte Mängel hat der AN unverzüglich noch im Werk zu beseitigen. 
4.3.2 Wenn sie nicht lediglich ein Türsteuergerät, sondern gemäß der Definition des Serienmangels in Ziffer 17.13 die gesamte Serie betreffen, hat die Mängelbeseitigung an allen betroffenen Geräten zu erfolgen, es sei denn, der AN kann nachweisen, dass die Mängel – etwa aufgrund einer geänderten Konstruktion oder Fertigungstechnologie, geänderter Bauteile oder eines Nachunternehmer- bzw. Lieferantenwechsels – an den übrigen Türsteuergeräten nicht vorhanden sind.
Endabnahme von Leistungen der Realisierungsphase
Alle gelieferten Türsteuergeräte (sowohl der Test- als auch der Roll-Out-Phase) unterliegen einer Endabnahme. Gegenstand der Endabnahme ist die Feststellung, ob die vom AN erbrachte Leistung den vertraglichen Anforderungen entspricht und keine Mängel vorliegen, die der Abnahme entgegenstehen. Die Endabnahme erfolgt nach erfolgreicher Werksabnahme und Lieferung durch den AN und erfolgreichem Funktionstest der Geräte durch den AG.
Die Endabnahme der Türsteuergeräte der Testphase erfolgt anders als in Ziffer 15.3.1 benannt, erst im Zuge der Freigabe der Testphase.
Der AG hält im eigenen Lager einen fest definierten Bestand an funktionsfähigen Türsteuergeräten vor, der der Sicherstellung eines unverzüglichen Austauschs defekter Türsteuergeräte dient. Dieser Bestand wird als Rollmenge bezeichnet. Die Endabnahme der im Reparaturfall als Rollmenge vorgesehenen Türsteuergeräte erfolgt nach erfolgreicher Werksabnahme und Lieferung durch den AN und erfolgreichem Funktionstest der Geräte durch den AG.
Die Endabnahme ist vom AG ausdrücklich und in förmlich schriftlicher Form zu erklären, sobald die Abnahmereife im Sinne von Ziffer 15.3.1 vorliegt. Abweichend von der im Vertrag ansonsten vorgesehenen Schriftform gilt eine Erklärung nur dann als förmlich schriftlich, wenn sie in einem eigenhändig unterzeichneten Dokument erfolgt, das von ordnungsgemäß bevollmächtigten Vertretern der jeweiligen Vertragsparteien unterzeichnet ist.
Leichte Mängel im Sinne der in Anlage 03 definierten Mängelklassifikation stehen der Endabnahme nicht entgegen; eine Abnahmeverweigerung durch den AG ist insoweit unzulässig. Überschreitet die Anzahl der noch offenen leichten Mängel jedoch den Wert 5, gelten diese als betriebsbehindernd. In diesem Fall ist der AG berechtigt, die Endabnahme so lange zu verweigern, bis die Zahl der leichten Mängel auf höchstens 5 reduziert worden ist.
Freigabe von Ersatzgeräten der Servicephase
Der AG bestätigt die vertragsgemäße Lieferung eines Ersatzgeräts nach Durchführung einer angemessenen Prüfung in Schriftform (Freigabe). Eine Freigabe ohne die schriftliche Erklärung des AG ist ausgeschlossen.
Wird ein elektronisches System oder Onlineportal des AG genutzt, gilt die Freigabe als erteilt, sobald der AG den betreffenden Vorgang im System als abgeschlossen, freigegeben oder vergleichbar gekennzeichnet hat oder dem AN zumindest in Textform die entsprechende Freigabe mitteilt. 
Allgemeine Regelung für Werksabnahme, Endabnahme und Freigaben
Die Zeitpunkte für die Bereitstellung der Leistungen zur jeweiligen Freigabe oder Abnahme werden im Rahmen der Feinplanung abgestimmt. Der AN hat dem AG die Bereitschaft zur Freigabe oder Abnahme spätestens zwei Wochen vor dem vorgesehenen Termin in Textform anzuzeigen und die zuständigen Ansprechpartner zu benennen.
Der AN erstellt für sämtliche Freigaben und Abnahmen geeignete Protokollvorlagen. Diese müssen mindestens eine tabellarische Übersicht der vorgesehenen Prüfpunkte enthalten, gegliedert nach Anforderungen und ergänzt um eine Spalte zur Dokumentation des Prüfungsergebnisses („erfüllt: ja/nein“). Die Vorlagen sind dem AG spätestens vier Wochen vor dem jeweiligen Prüfungszeitpunkt zur Verfügung zu stellen. Änderungswünsche des AG sind hierbei zu berücksichtigen. Der AG kann anstelle der vom AN bereitgestellten Vorlagen eigene Protokollformate verwenden.
Liegen betriebsverhindernde oder betriebsbehindernde Mängel vor, ist der AG berechtigt, die Freigabe oder Abnahme zu verweigern. Die Einstufung der Mängel erfolgt gemäß den Regelungen in Anlage 03.
Über jede Freigabe und jede Endabnahme ist ein Protokoll zu erstellen, das von beiden Vertragsparteien zu unterzeichnen ist. Im Fall der Werksabnahme genügt die Ausfüllung der benannten Prüfdokumente ausschließlich durch den AN.
Das Endabnahmeprotokoll enthält mindestens:
· Fahrzeugnummer oder Einbauort
· Bezeichnung der Baugruppe oder des Bauteils
· Seriennummer, Materialnummer oder Identnummer
· Datum des Einbaus
· Datum der Übernahme
· Ergebnis der Funktionsprüfung
· Name bzw. Organisationseinheit des AG
· gegebenenfalls offene Punkte oder Vorbehalte
Mängel, die einer Freigabe oder Abnahme nicht entgegenstehen, sind vom AN nach erfolgter Freigabe beziehungsweise Abnahme unverzüglich zu beheben. Sofern die Parteien keine Einigung über die hierfür maßgebliche Frist erzielen, kann der AG eine angemessene Frist zur Mängelbeseitigung festlegen.
Wurden Mängel beseitigt, die zuvor einer Freigabe oder Abnahme entgegenstanden, hat der AN die betreffende Leistung erneut zur Prüfung vorzulegen. Für die Wiederholungsprüfung gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend.
Der AN unterstützt den AG während der Durchführung von Freigabe- und Abnahmeprüfungen in angemessenem Umfang. Dies umfasst insbesondere die Bereitstellung qualifizierter Ansprechpartner, die fachliche Begleitung der Prüfung sowie die Vorführung und Erläuterung relevanter Funktionen. Die Werksabnahme erfolgt vollumfänglich durch den AN selbst.
[bookmark: _Toc242102378]Haftung und Gefahrenübergang des Auftragnehmers
Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung eines Türsteuergeräts geht nach dessen Entladung am jeweiligen Einbauort auf den AG über.
Sofern in diesem Vertrag keine abweichenden Regelungen getroffen sind, richtet sich die Haftung der Parteien nach den gesetzlichen Vorschriften.
Die Haftung des AN für Schäden, die auf leichter Fahrlässigkeit beruhen, ist im Rahmen dieses Vertrags wie folgt beschränkt:
Für Sach- und Vermögensschäden ist die Haftung des AN bei leichter Fahrlässigkeit auf 100 % der Nettoauftragssumme begrenzt. Für die Bestimmung der Nettoauftragssumme gelten die Regelungen in Ziffer 14.2.2 entsprechend. Für Sach- und Vermögensschäden ist die Haftung des Auftragnehmers für entgangenen Gewinn im Falle leichter Fahrlässigkeit ausgeschlossen. Soweit der Auftraggeber für die Durchführung des Vertrags Fördermittel oder sonstige Zuwendungen von Dritten erhält, stellen diese keinen Gewinn dar. Der Verlust derartiger Fördermittel oder sonstiger Zuwendungen ist ein ersatzfähiger Schaden, für den der Auftragnehmer im Rahmen der vereinbarten Höchstbeträge haftet. Dasselbe gilt für alle sonstigen Schäden, die kein entgangener Gewinn sind.
Die vorstehende Haftungsbegrenzung gilt nicht für Personenschäden, für Schäden aus der Verletzung einer Garantie innerhalb ihres jeweiligen Geltungsbereichs, für Datenschutzverstöße, für die Verletzung von Rechten Dritter sowie für Ansprüche nach dem Produkthaftungsrecht. Weitergehende Ansprüche und Rechte des AG bleiben unberührt.
Soweit den AN eine Haftung trifft, ist er verpflichtet, den AG von sämtlichen daraus resultierenden Schäden, Kosten und Aufwendungen sowie von Ansprüchen Dritter, einschließlich solcher wegen behaupteter Rechtsverletzungen, freizustellen.
[bookmark: _Toc242102379]Gewährleistung/Mängelhaftung
Der AN gewährleistet, dass die gelieferten Baugruppen und Bauteile frei von Sach- und Rechtsmängeln sind und die vereinbarte Funktion erfüllen.
Die Gewährleistung umfasst insbesondere:
Materialfehler
Fertigungsfehler
Funktionsstörungen aufgrund mangelhafter Komponenten
Kompatibilitätsprobleme, sofern diese durch den AN zu vertreten sind
Der AN hat Sach- und Rechtsmängel, die innerhalb der Gewährleistungsfrist auftreten, im Wege der Nacherfüllung auf eigene Kosten zu beseitigen.
Für jede durch den AN neu gelieferte Baugruppe sowie für jedes verbaute Bauteil beginnt die Gewährleistungsphase gesondert mit der jeweiligen Endabnahme. Die Gewährleistungsfrist beträgt 24 Monate ab diesem Zeitpunkt. Unabhängig hiervon endet die Gewährleistungsfrist jedoch nicht vor Ablauf von 6 Monaten ab Einbau des jeweiligen Türsteuergeräts.
Für die im jeweiligen Reparaturfall als Rollmenge vorgehaltenen Türsteuergeräte, sowie gelieferte Ersatzgeräte im Rahmen der Servicephase beträgt die Gewährleistungsfrist 24 Monate ab Endabnahme beziehungsweise Freigabe. Unabhängig hiervon endet die Gewährleistungsfrist jedoch nicht vor Ablauf von 6 Monaten ab Einbau des jeweiligen Türsteuergeräts.
Mängelanzeigen, die vom AG über ein elektronisches System oder Onlineportal des AG erfolgen, stehen einer Anzeige in Schriftform gleich.
Die Einteilung von Mängeln sowie die Fristen zu deren Beseitigung ergeben sich aus Anlage 03. Unterschieden wird zwischen leichten, betriebsbehindernden und betriebsverhindernden Mängeln. Leichte Mängel berechtigen nicht zum Rücktritt vom Vertrag; im Übrigen bleiben die Rechte des AG unberührt.
Soweit ein Mangel ganz oder teilweise auf Vorgaben oder Leistungsbeschreibungen des AG zurückzuführen ist, bleibt die Haftung des AN grundsätzlich bestehen. Eine Reduzierung der Haftung erfolgt jedoch insoweit, als der AN seinen Prüfungs- und Hinweispflichten ordnungs-gemäß nachgekommen ist.
Werden von Dritten Ansprüche wegen der Verletzung von Rechten im Zusammenhang mit dem Vertragsgegenstand geltend gemacht, hat die betroffene Partei die andere Partei hier-über unverzüglich in Schrift- oder Textform zu informieren.
Wird die vertragsgemäße Nutzung der Leistungen durch Rechte Dritter oder sonstige Rechts-mängel beeinträchtigt, hat der AN auf eigene Kosten dafür Sorge zu tragen, dass die Nutzung weiterhin uneingeschränkt und ohne zusätzliche Kosten möglich ist. Dabei steht es dem AN frei, entweder die erforderlichen Nutzungsrechte zu beschaffen oder die betroffenen Leistungen so anzupassen, dass keine Rechtsverletzung mehr vorliegt und die vertraglichen Anforderungen weiterhin erfüllt werden. Weitergehende Ansprüche des AG bleiben hiervon unberührt.
Die Parteien stimmen sich hinsichtlich der Verteidigung gegen entsprechende Ansprüche Dritter ab.
Im Falle eines Gewährleistungsfalls hat der AN einen Bericht zur Fehlerbehebung zu erstellen. Dieser muss den Sachverhalt darstellen, den festgestellten Mangel beschreiben, die zur Beseitigung ergriffenen Maßnahmen darlegen sowie die Ursachen des Mangels erläutern.
Die Freigabe eines Mangels durch den AG richtet sich nach den vertraglichen Regelungen zur Freigabe.
Mängel von Dienstleistungsergebnissen sind kostenfrei durch den AN zu beseitigen. Es gelten die übrigen Bestimmungen dieser Ziffer insofern anwendbar. Im Fall der Schlechtleistung einer Dienstleistung kann der AG deren Wiederholung verlangen. Schlägt die Beseitigung erneut fehl, kann der AG die Mängel auf Kosten des AN selbst beseitigen oder durch einen Dritten beseitigen lassen. Er kann hierfür vom AN einen Vorschuss verlangen.
4.4 [bookmark: _Ref210127707]Serienmängel
4.4.1 Der AN muss Serienmängel an bereits ausgelieferten Türsteuergeräten unverzüglich und bei den noch auszuliefernden Türsteuergeräten vor der Übergabe an den AG beseitigen. In Bezug auf die bereits ausgelieferten Türsteuergeräte gilt dies auch dann, wenn die Gewährleistungsfrist für diese Türsteuergeräte bereits abgelaufen ist. 
4.4.2 [bookmark: _Ref165278973]Ein Serienmangel liegt dann vor, wenn innerhalb von zwölf (12) Monaten auf Basis der jeweils ausgelieferten Türsteuergeräte mindestens drei (3) Mängel gleicher Art und gleicher Ursache auftreten, wobei eine identische Beanspruchung nicht Voraussetzung für das Vorliegen eines Serienmangels ist. Serienmängel können somit auch wiederholt auftreten. 
4.4.3 Im Falle eines Serienmangels hat der AN den Mangel an allen Bauteilen (einschl. aller nicht im Fahrzeug verbauten Teile) auf seine Kosten zu beseitigen, unabhängig davon, ob sich der Mangel an dem jeweiligen Türsteuergerät bereits manifestiert hat. Dies gilt nicht, wenn der AN nachweisen kann, dass die Mängel – etwa aufgrund einer geänderten Konstruktion oder Fertigungstechnologie oder eines Nachunternehmer- bzw. Lieferantenwechsels – an den übrigen Türsteuergeräten nicht vorhanden sind. 
4.4.4 Bis zur entsprechenden Mängelbeseitigung ist der AG berechtigt, die Annahme noch nicht gelieferter Türsteuergeräte zu verweigern, es sei denn, es handelt sich um einen unwesentlichen Mangel.
[bookmark: _Toc242102380]Mitwirkungsobliegenheiten des Auftraggebers
Der AG stellt sicher, dass defekte oder zu prüfende Baugruppen und Bauteile dem AN zur Analyse oder Bewertung zur Verfügung gestellt werden.
Der AG unterstützt den AN insbesondere durch:
Bereitstellung notwendiger Fehlerbeschreibungen
Übergabe defekter Baugruppen oder Bauteile
Mitteilung von Fahrzeugnummern und Einbauorten
Bereitstellung vorhandener Betriebs- und Störungsdaten
vereinbarter Ein- und Ausbauleistungen am Fahrzeug
Der AG stellt dem AN vorhandene Informationen zu den vereinbarten Terminen zur Verfügung. Sofern keine Termine festgelegt sind, erfolgt die Bereitstellung innerhalb einer angemessenen Frist nach entsprechender Anforderung durch den AN, mindestens in Textform.
Soweit gesetzliche oder behördliche Anforderungen ausschließlich den AG betreffen, etwa im Rahmen von Verwaltungsverfahren, an denen der AN nicht beteiligt ist, stellt der AG dem AN die daraus resultierenden Anforderungen zur Verfügung.
Weitere Mitwirkungsobliegenheiten des AG können vom AN im Rahmen der Pflichtenhefterstellung vorgeschlagen werden, soweit diese die in den Vertragsunterlagen festgelegten Leistungspflichten des AN nicht erweitern, einschränken oder anderweitig verändern. Der AG prüft derartige Vorschläge nach pflichtgemäßem Ermessen auf Plausibilität und Umsetzbarkeit und entscheidet über deren Aufnahme in das Pflichtenheft. Ein Anspruch des AN auf Gewährung oder Aufnahme solcher Mitwirkungsobliegenheiten besteht nicht. Die Ablehnung vorgeschlagener Mitwirkungsobliegenheiten berechtigt den AN weder zur Anpassung der Vergütung noch zur Geltendmachung von Mehrkosten. Insbesondere bleiben die im Preisblatt (Anlage 02) ausgewiesenen Preise für die Gesamtlösung hiervon unberührt.
[bookmark: _Toc242102381]Änderungen der Leistung durch den Auftragnehmer
Der AN ist nicht berechtigt, von dem im Pflichtenheft festgelegten technischen Stand oder den dort definierten Anforderungen abzuweichen oder technische Änderungen an Hardware, Softwareständen oder Schnittstellen ohne vorherige schriftliche Zustimmung des AG vorzunehmen. Der AN hat technische Änderungen vollständig zu dokumentieren und dem AG vor Umsetzung mitzuteilen.
Der AN hat beabsichtigte technische Änderungen vor deren Umsetzung vollständig zu dokumentieren und dem AG rechtzeitig schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige hat mindestens folgende Angaben zu enthalten:
Beschreibung der geplanten Änderung,
Anlass und Begründung der Änderung,
betroffene Baugruppen, Komponenten, Softwarestände oder Fahrzeuge,
Auswirkungen auf Funktionalität, Betriebssicherheit und Zulassungen,
Auswirkungen auf die Ersatzteilversorgung und Ersatzteilhaltung,
Auswirkungen auf die technische Dokumentation,
Nachweis der Kompatibilität mit den vertragsgegenständlichen Systemen und Komponenten.
Die Lieferung, der Einbau oder die sonstige Verwendung geänderter Baugruppen, Bauteile, Softwarestände oder Ersatzkomponenten ist erst nach schriftlicher Freigabe durch den AG zulässig.
Sicherheitsrelevante Änderungen, insbesondere solche mit Auswirkungen auf die Cybersicherheit oder die Einhaltung gesetzlicher Anforderungen, einschließlich der Vorgaben des Cyber Resilience Act (CRA), sind zusätzlich gemäß Ziffer 10 (Qualitätsmanagement, Informationssicherheit, CRA und KRITIS) zu behandeln.
[bookmark: _Toc242102382]Änderungen der Leistung durch den Auftraggeber
Der AG kann jederzeit Änderungen der vereinbarten Leistungen verlangen. Dies betrifft insbesondere Erweiterungen oder Reduzierungen des Leistungsumfangs, Terminänderungen sowie die Beauftragung zusätzlicher Leistungen. Änderungsverlangen sind in Textform einzureichen und müssen die beabsichtigte Änderung hinreichend konkret beschreiben. Der AN unterstützt den AG bei Bedarf in angemessenem Umfang bei der Ausarbeitung des Änderungsverlangens. Für die Abwicklung des Änderungsverfahrens stellt der AG zu Beginn der Vertragsdurchführung ein geeignetes Formular zur Verfügung.
Nach Zugang des Änderungsverlangens prüft der AN die beantragte Änderung und übermittelt dem AG innerhalb von zwei (2) Wochen, sofern keine andere Frist vereinbart wurde, ein entsprechendes Angebot. Das Angebot muss die Auswirkungen auf die vertraglichen Vereinbarungen vollständig darstellen. Dies umfasst insbesondere Auswirkungen auf Leistungsumfang, Termine, Vergütung, Mitwirkungsleistungen, Beistellungen sowie sonstige Voraussetzungen und Folgen der Umsetzung. Die Angebotserstellung hat entsprechend der Vorgaben des AG entweder auf Aufwandsbasis oder als Festpreisangebot zu erfolgen. Bei einer Festpreisvergütung ist die Kalkulation transparent und nachvollziehbar offenzulegen. Diese Regelungen gelten gleichermaßen bei einer Verringerung des Leistungsumfangs.
Der AN hat sein Angebot mit einer Bindefrist von mindestens vier (4) Wochen zu versehen.
Ist dem AN die Einhaltung der in Ziffer 20.2 genannten Frist aufgrund des Umfangs oder der Komplexität der angefragten Änderung nicht möglich, hat er den AG hierüber unverzüglich zu informieren. Dabei sind die Gründe für die Verzögerung sowie die zusätzlich benötigte Bearbeitungszeit nachvollziehbar darzustellen. Einer sachlich gerechtfertigten und angemessenen Verlängerung der Bearbeitungsfrist wird der AG nicht widersprechen.
Der AN ist verpflichtet, ein Änderungsangebot zu erstellen, soweit ihm dies zumutbar ist. Hält er die verlangte Änderung für unzumutbar, hat er dies dem AG unverzüglich in Textform mitzuteilen und die maßgeblichen Gründe darzulegen. Über eine Befreiung von der Verpflichtung zur Angebotsabgabe entscheidet der AG nach billigem Ermessen.
Nach Vorlage des Angebots prüft der AG dessen Inhalt und teilt dem AN seine Entscheidung mit. Kommt eine Einigung zustande, werden die Änderungen durch den Abschluss einer schriftlichen Nachtragsvereinbarung Vertragsbestandteil.
Jede Partei trägt die im Zusammenhang mit dem Änderungsverfahren entstehenden Kosten und Aufwendungen selbst.
[bookmark: _Toc242102383]Vertragsbeginn und -beendigung
Der Vertrag tritt mit Zuschlagserteilung in Kraft.
Der Vertrag hat eine Laufzeit bis zum Ende der vereinbarten Servicephase. Die Servicephase beginnt mit der Freigabe der Geräte der Testphase und endet zum 31.12.2045.
Eine Kündigung des AN nach § 643 BGB ist ausgeschlossen. 
Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund zur außerordentlichen Kündigung des Vertrags durch den AG liegt unter anderem dann vor, wenn der AN vertragliche Verpflichtungen in einer Weise verletzt, die dem AG die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses unzumutbar macht oder wenn der AN seine Zahlungen einstellt. Etwaige gesetzliche Mahn- oder Abmahnerfordernisse vor Ausspruch einer außerordentlichen Kündigung bleiben für beide Parteien unberührt. 
Hat der AN die außerordentliche Kündigung zu vertreten, so ist der AG zu einer Vergütung der bis zur Kündigung erbrachten Leistungen nur insoweit verpflichtet, als diese für den AG von Interesse sind. Schadenersatzansprüche der Parteien bleiben unberührt. 
§ 133 GWB bleibt unberührt. 
Bei Vertragsbeendigung übergibt der AN dem AG die Leistungen in dem Zustand, wie sie bei Vertragsbeendigung vertragsgemäß vorliegen müssen. Darüber hinaus hat der AN einen vollständigen Auszug aus dem elektronischen System oder Onlineportal des AG zu übergeben (sofern vorhanden). In diesem Fall hat der AG nur die vom AN bis zum Wirksamwerden der Kündigung erbrachten Leistungen sowie nachweislich im berechtigten Vertrauen auf den Fortbestand des Vertrags bereits beschaffte Sach- und Personalleistungen zu vergüten.
Im Falle der Beendigung des Vertrags, gleich aus welchem Rechtsgrund, hat der AN dem AG sämtliche für den Betrieb, und die Weiterführung der vertragsgegenständlichen Leistungen erforderlichen Unterlagen, Zeichnungen, Softwarestände, Konfigurationsdaten, Prüf- und Nachweisdokumente sowie sonstigen Informationen und Dokumentationen vollständig und unverzüglich herauszugeben, soweit dem keine zwingenden gesetzlichen oder rechtlichen Hindernisse entgegenstehen.
Beendigungsunterstützung: Auf Wunsch des AG erbringt der AN in angemessenem Umfang für einen Zeitraum von maximal zwölf (12) Monaten nach Ausspruch einer Kündigung (unabhängig vom Kündigungsgrund und davon, welche Partei gekündigt hat) Leistungen zur Unterstützung der Übernahme der Leistungen durch den AG oder einen von diesem bestimmten Dritten. Die Beendigungsunterstützung wird als Leistungsänderung gemäß Ziffer 20 des Vertrags vereinbart und nach Vorgabe des AG als Festpreis oder auf Basis des anfallenden Aufwands beauftragt. Im Falle einer berechtigten Kündigung des AG aus wichtigem, vom AN zu vertretendem Grund hat der AN die Beendigungsunterstützung im Rahmen der vereinbarten Haftungsgrenzen unentgeltlich zu erbringen. Der Wert der Beendigungsunterstützung bemisst sich nach der dann abgeschlossenen Änderungsvereinbarung.
[bookmark: _Toc242102384]Zurückbehaltungsrechte und Leistungsverweigerungsrechte des Auftragnehmers 
Zurückbehaltungs- und Leistungsverweigerungsrechte des AN sind ausgeschlossen, es sei denn, der AG bestreitet die zugrunde liegenden Gegenansprüche nicht oder diese sind rechtskräftig festgestellt. Ein Zurückbehaltungsrecht an vertraulichen Informationen und personenbezogenen Daten des AG ist generell ausgeschlossen.
[bookmark: _Toc242102385]Datenschutz
Die Parteien verpflichten sich, die einschlägigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) einzuhalten. 
Der AN hat dem AG die von ihm getroffenen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen zum Datenschutz auf Anfrage nachzuweisen.
Der AN wird seine im Rahmen dieses Vertrags tätigen Mitarbeiter sowie Nachunternehmer schriftlich zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Anforderungen verpflichten und seine Mitarbeiter über die Regelungen zum Datenschutz unterrichten. Die Einhaltung dieser Verpflichtungen ist dem AG auf Nachfrage nachzuweisen.
Der AG weist darauf hin, dass er personenbezogene Daten des vom AN eingesetzten Personals verarbeiten wird. Es handelt sich grundsätzlich um Namen und dienstliche Kontaktdaten des Personals. Zweck der Daten-verarbeitung ist das berechtigte Interesse des AG nach Art. 6 Abs. 1 lit. f) DSGVO an der Durchführung dieses Vertrags, einem Geschäftspartner- und Lieferantenmanagement sowie der Sicherstellung der IT-Sicherheit der IT-Systeme des AG. Der AN ist verpflichtet, das zur Erfüllung dieses Vertrags eingesetzte Personal über diese Datenspeicherung zu informieren und seinen Nachauftragnehmern eine gleichartige Verpflichtung aufzuerlegen.
[bookmark: _Toc242102386]Vertraulichkeit
Der Umgang mit vertraulichen Informationen sowie die Bestimmung, was als vertrauliche Informationen gilt, wird in einer gesonderten Vertraulichkeitsvereinbarung geregelt, die diesem Vertrag als Anlage 04 beigefügt ist.
Verstößt eine Partei gegen die in dieser Vereinbarung festgelegten Vertraulichkeitsverpflichtungen, ist die jeweils andere Partei berechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Deren Höhe wird von der verletzten Partei nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB bestimmt und kann im Streitfall gerichtlich überprüft werden. Die Verpflichtung zur Zahlung der Vertragsstrafe entfällt, wenn die in Anspruch genommene Partei nachweist, dass weder sie selbst noch von ihr eingesetzte Dritte die Verletzung der Vertraulichkeit schuldhaft verursacht haben. Weitergehende Ansprüche der betroffenen Partei bleiben hiervon unberührt.
[bookmark: _Toc236835703][bookmark: _Toc242102387]Höhere Gewalt
Im Falle höherer Gewalt sind beide Parteien von ihren jeweiligen Leistungspflichten befreit. Als Fälle höherer Gewalt gelten insbesondere folgende Umstände:
Krieg, Meuterei, Blockade, Embargo, Seuchen sowie Pandemien (nach Einstufung durch die Weltgesundheitsorganisation), sofern der AN glaubhaft und nachvollziehbar darlegen kann, dass er hierdurch konkret betroffen ist,
Feuer, Explosion oder Überschwemmungen, sofern diese von keiner der Parteien zu vertreten sind,
ein länger als sechs Wochen andauernder Arbeitskampf, der von keiner der Parteien schuldhaft verursacht wurde,
technische Störungen der Stromversorgung oder des Internets, soweit diese außerhalb des Einflussbereichs der Parteien liegen.
Die Information der jeweils anderen Partei über den Eintritt eines Falles höherer Gewalt muss unverzüglich und schriftlich erfolgen.
[bookmark: _Toc236835704][bookmark: _Toc242102388]Versicherung
Der AN ist verpflichtet, auf eigene Kosten eine Betriebs- und Produkthaftpflichtversicherung in marktüblicher Höhe abzuschließen. Der Versicherungsschutz hat ab dem Zeitpunkt des Vertragsschlusses bis zum Ablauf der Verjährungsfristen entsprechender Ansprüche zu bestehen und muss insbesondere die Haftung des AN für Sach- und Vermögensschäden abdecken.
Ist der AN nicht in der Lage, den Abschluss der vorgeschriebenen Versicherung innerhalb von zwei (2) Wochen nach Vertragsschluss in geeigneter Form – beispielsweise durch Vorlage eines Versicherungsnachweises oder eines entsprechenden Zertifikats – nachzuweisen, ist der AG berechtigt, eine solche Versicherung selbst abzuschließen. Die hierbei entstehenden Kosten gehen zulasten des AN.
Der AN ist verpflichtet, den AG unverzüglich und ohne gesonderte Aufforderung schriftlich zu informieren über:
die Kündigung, Änderung, Nichtverlängerung oder das Ruhen einer bestehenden Versicherung. Die Mitteilung hat – soweit möglich – mindestens 30 Tage vor dem Wirksamwerden der Kündigung, Änderung, Nichtverlängerung oder des Ruhens zu erfolgen,
Verzug bei der Zahlung von Versicherungsprämien.
Auf begründete Anforderung hin ist der AN verpflichtet, den AG über weitere Umstände zu informieren, die geeignet sind, den bestehenden Versicherungsschutz des AN zu beeinträchtigen oder in Frage zu stellen.
Der AN muss überprüfen und nachhalten, dass die von ihm eingesetzten Nachunternehmer und Lieferanten selbst einen branchenüblichen Versicherungsschutz besitzen. 
[bookmark: _Toc236835705][bookmark: _Toc242102389]Sicherheiten 
Vorauszahlungsbürgschaft
Die gemäß Ziffer 12.3 durch den AG zu leistende Vorauszahlung ist dreißig (30) Tage nach Erhalt einer Vorauszahlungsbürgschaft in Höhe des Bruttobetrags der Vorauszahlung zur Zahlung fällig. Die Vorauszahlungsbürgschaft dient zur Absicherung etwaiger Rückzahlungsansprüche des AG (einschließlich Zinsen und Kosten der Rechtsverfolgung), wenn und soweit sich aus der Abrechnung der erbrachten Leistungen im Hinblick auf den noch nicht freigegebenen und noch nicht verrechneten Teil der Vorauszahlung eine Überzahlung des Auftragnehmers ergibt. Der Bürgschaftsumfang aus diesem Absatz ist im Bürgschaftszweck der Vorauszahlungsbürgschaft anzugeben. Die Formulierung des Bürgschaftszwecks ist vom AG freizugeben.
Als Bürgen kommen ausschließlich Kreditinstitute oder Kreditversicherer in Betracht, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in einem Vertragsstaat des WTO-Übereinkommens über das öffentliche Beschaffungswesen zugelassen sind. Im letztgenannten Fall muss das Kreditinstitut bzw. der Kreditversicherer über ein Mindestrating von „Baa“ in der Kategorie „Senior Unsecured Rating“ nach Moody’s Investors Service oder über ein vergleichbares Rating verfügen.
Die Bürgschaft ist unwiderruflich und selbstschuldnerisch auszugestalten. Sie muss den Verzicht auf die Einreden der Anfechtbarkeit, der Aufrechenbarkeit, das Recht zur Hinterlegung sowie die Einrede der Vorausklage gemäß §§ 770, 771 BGB enthalten. Der Verzicht auf die Einrede der Aufrechenbarkeit gilt jedoch nicht für unbestrittene oder rechtskräftig festgestellte Gegenforderungen des Hauptschuldners. Befristete Bürgschaften sind nur zulässig, wenn gleichzeitig eine sogenannte „extend-or-pay“-Klausel vereinbart wird; diese ist dem AG zur Prüfung vorzulegen.
Der Bürge hat zu bestätigen, dass die Bürgschaft nicht vor Eintritt der gesicherten Hauptforderung verjährt.
Die Bürgschaft ist ausschließlich nach deutschem Recht zu stellen. Der Bürgschaftsbetrag ist in Euro auszuweisen. Darüber hinaus hat der Bürge für jede Bürgschaft zu erklären, dass für sämtliche Streitigkeiten ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung findet und der Gerichtsstand Dresden ist.
Die Bürgschaft muss die anteilige Umsatzsteuer einschließen.
Der AG ist verpflichtet die Vorauszahlungsbürgschaft im Original an den Auftragnehmer zur Weiterleitung an den Bürgen zurückzugeben, wenn er die Leistungen gem. Abschnitt 2 des Preisblattes (Anlage 02) erfüllt hat und diese durch den AG freigegeben worden sind. 
[bookmark: _Toc236835706][bookmark: _Toc242102390]Compliance
Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Rahmen der Durchführung dieses Vertrages sämtliche anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen sowie einschlägige behördliche Vorgaben zu beachten und einzuhalten. Darüber hinaus unterlassen sie jegliche Handlungen, die gegen geltendes Recht oder allgemein anerkannte ethische Grundsätze verstoßen könnten.
Der AN stellt ferner sicher, dass auch von ihm eingesetzte Nachunternehmer sowie deren etwaige Unterauftragnehmer diese Verpflichtungen uneingeschränkt erfüllen und die entsprechenden Regelungen einhalten.
[bookmark: _Toc236835707][bookmark: _Toc242102391]Veröffentlichung, Nutzung als Referenz
Der AG ist berechtigt, im Zusammenhang mit den vertragsgegenständlichen Leistungen Veröffentlichungen vorzunehmen. Dies umfasst insbesondere Mitteilungen gegenüber Gesellschaftern, Veröffentlichungen im Rahmen der Publizitätspflichten im Zusammenhang mit gewährten Fördermitteln sowie Informationen gegenüber Medienvertretern und sonstigen Dritten, etwa im Rahmen von Berichterstattungen oder Fachveranstaltungen.
Dem AN ist es hingegen nur nach vorheriger ausdrücklicher und schriftlicher Zustimmung gestattet, den Namen des AG oder nicht bereits öffentlich zugängliche Informationen über das Projekt zu Werbe-, Referenz- oder vergleichbaren Zwecken zu verwenden.
Von den vorstehenden Regelungen unberührt bleiben gesetzliche oder behördlich angeordnete Verpflichtungen der Parteien, gegenüber Dritten, insbesondere Behörden oder Fördermittelgebern, Auskünfte zu erteilen oder Informationen offenzulegen bzw. zu veröffentlichen, sofern diese Verpflichtungen durchsetzbar sind. Diejenige Partei, die sich auf eine entsprechende Verpflichtung beruft, hat deren Bestehen gegenüber der jeweils anderen Partei nachzuweisen.
[bookmark: _Toc236835708][bookmark: _Toc242102392]Schlussbestimmungen
Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Soweit rechtlich zulässig, wird als Gerichtsstand Dresden vereinbart.
Im Sinne dieses Vertrags gilt als „Werktag“ jeder Kalendertag von Montag bis einschließlich Freitag, ausgenommen die gesetzlichen Feiertage des Freistaats Sachsen.
Sämtliche Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt ebenso für eine Änderung oder Aufhebung dieser Schriftformvereinbarung.
Unter „Schriftform“ im Sinne dieses Vertrags ist die Abgabe einer Erklärung in einer lesbaren und dauerhaft speicherbaren Form zu verstehen. Hierzu zählen beispielsweise Erklärungen per Brief sowie per E-Mail übermittelte Schreiben in Form eines signierten PDF-Dokuments.
Soweit dieser Vertrag die Unterzeichnung oder Gegenzeichnung von Dokumenten vorsieht, kann diese auch durch den Einsatz einer qualifizierten elektronischen Signatur (QES) oder mithilfe eines marktüblichen Programms für elektronische Signaturen erfolgen.
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden oder sollte sich eine Regelungslücke ergeben, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Vertragsbestimmungen hiervon unberührt. Den Parteien ist die einschlägige Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs bekannt, wonach salvatorische Klauseln im Zweifel lediglich eine Beweislastumkehr bewirken. Gleichwohl entspricht es dem ausdrücklichen Willen der Parteien, die übrigen Regelungen dieses Vertrags in jedem Fall aufrechtzuerhalten und insoweit § 139 BGB insgesamt abzubedingen. Anstelle der unwirksamen Regelung oder zur Schließung der Lücke soll eine rechtlich zulässige und praktikable Bestimmung treten, die dem wirtschaftlichen und rechtlichen Zweck der ursprünglich gewollten Regelung möglichst nahekommt oder dem entspricht, was die Parteien bei Kenntnis der Unwirksamkeit bzw. Regelungslücke vereinbart hätten.
Dieser Vertrag wird in 2 gleichlautenden Exemplaren ausgefertigt. Nach Unterzeichnung erhält jede Partei ein Exemplar.
[bookmark: _Toc242102393]Anlagen
Folgende Anlagen sind Bestandteil dieses Vertrages:
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